
Stadt Geilenkirchen 
 

22.03.2021 

 

 

Einladung 
 

zur 2. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses der Stadt Geilenkirchen am 
 

Mittwoch, dem 21.04.2021, 18:00 Uhr 
 

in der Aula der Städtischen Realschule, Gillesweg 1, 52511 Geilenkirchen 
 
 
Tagesordnung 
 

I. Öffentlicher Teil 

 
 1.   Bestellung einer Schriftführerin und eines Stellvertreters 

Vorlage: 2176/2021 
  
 

II. Nichtöffentlicher Teil 

 
 2.   Beratung über Prüfungsbericht und Testat zum Jahresabschluss 2019 gem. § 59 Abs. 

3 GO NRW und § 102 GO NRW 
Vorlage: 2177/2021 

  
 3.   Anfragen 
  
 

I. Öffentlicher Teil 

 
 4.   Feststellung des Jahresabschlusses 2019 gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW 

Vorlage: 2178/2021 
  
 5.   Beschluss über die Behandlung des Jahresüberschusses 2019 

Vorlage: 2179/2021 
  
 6.   Beratung zum Bericht der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen (GPA 

NRW) über die "Überörtliche Prüfung von Staatszuweisungen der Stadt Geilenkir-
chen im Jahr 2019" 
Vorlage: 2180/2021 

  
 7.   Anfragen 
  
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. 
 
Kravanja 
Ausschussvorsitzender 
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Verwaltung 
04.03.2021 
2176/2021 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Rechnungsprüfungsausschuss Entscheidung 21.04.2021 
 
 
Bestellung einer Schriftführerin und eines Stellvertreters 
 
Sachverhalt: 
 
Gemäß § 58 Abs. 7 i.V.m. § 52 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein -
Westfalen (GO NRW) ist über die Beschlüsse der Ausschüsse eine Niederschrift aufzunehmen 
und hierfür ein Schriftführer/eine Schriftführerin zu bestellen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Als Schriftführerin für den Rechnungsprüfungsausschuss wird Frau Yvonne Zanders bestellt. 
Als Vertreter wird Herr Karl-Heinz Reyans bestellt. 
 
 
 
  
 

(Verwaltung, Frau Zanders, 02451-629 410) 
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Verwaltung 
04.03.2021 
2178/2021 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Rechnungsprüfungsausschuss Vorberatung 21.04.2021 
Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 19.05.2021 

 
 
Feststellung des Jahresabschlusses 2019 gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW 
 
Sachverhalt: 
 
Die Jahresabschlussprüfung wurde nach § 102 GO NRW i.V.m. § 104 GO NRW und in Anleh-
nung der vom Institut für Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsgemäßer Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage wesentlich aus-
wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungsver-
handlungen werden die Kenntnisse über die Tätigkeit und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld der Stadt sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rah-
men der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-
trollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Inventar, Übersicht über örtlich festgelegte 
Restnutzungsdauern der Vermögensgegenstände, Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurtei-
lung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des 
Bürgermeisters der Stadt sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Die Rechnungsprüfung ist der Auffassung, dass die Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für die Beurteilung bildet.  
 
Die Prüfung hat zu keinen wesentlichen Einwendungen geführt. 
 
Nach der Beurteilung der örtlichen Rechnungsprüfung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften, den sie 
ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Stadt. Der Lagebericht 
steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Stadt und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Der vorstehende Prüfungsbericht wird in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften 
und in Anlehnung an die Grundsätze ordnungsgemäßer Berichterstattung bei Abschlussprü-
fungen (vgl. IDW PS 450) erstattet. 
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Beschlussvorschlag: 
 
1. Der gemäß § 95 Abs. 5 GO NRW vom Kämmerer aufgestellte und vom Bürgermeister dem 

Rat zur Feststellung zugeleitete Jahresabschluss nebst Lagebericht und Anhang vom 
19.06.2020 ist vom Rechnungsprüfungsausschuss nach § 102 GO NRW geprüft worden. 
Das Prüfungsergebnis ist im Bestätigungsvermerk festgehalten worden. Der Jahresab-
schluss 2019 vom 19.06.2020 wird hiermit gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW festgestellt. 
 

2. Die Bürgermeisterin wird gebeten, den festgestellten Jahresabschluss 2019 samt Anlagen 
gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der festge-
stellte Jahresabschluss ist öffentlich bekanntzumachen und danach bis zur Feststellung 
des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. 

 
 
  
 

(Verwaltung, Frau Zanders, 02451-629 410) 
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Verwaltung 
04.03.2021 
2179/2021 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Rechnungsprüfungsausschuss Vorberatung 21.04.2021 
Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 19.05.2021 

 
 
Beschluss über die Behandlung des Jahresüberschusses 2019 
 
Sachverhalt: 
 
Nach Prüfung und Feststellung des vorgelegten Jahresabschlusses ist durch den Rat über die 
Behandlung des Jahresüberschusses 2019 in Höhe von 301.066,58 € zu beschließen. 
 
Im Sinne des § 75 Abs. 3 GO NRW können Jahresüberschüsse der Ausgleichsrücklage zugefügt 
werden, sofern die allgemeine Rücklage einen Bestand in Höhe von mindestens 3 Prozent der 
Bilanzsumme des Jahresabschlusses der Gemeinde aufweist. 
 
Die Bilanzsumme der Stadt Geilenkirchen zum 31.12.2019 beträgt 235.693.283,42 €. Die all-
gemeine Rücklage weist zum 31.12.2019 einen Bestand von 91.644.554,01 € aus. Die allge-
meine Rücklage macht somit rund 39 % der Bilanzsumme aus. 
 
Die gesetzlichen Voraussetzungen liegen vor, um den Jahresüberschuss 2019 von              
301.066,58 € der Ausgleichsrücklage zuzufügen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Nach Prüfung des Jahresabschlusses 2019 durch die örtliche Rechnungsprüfung und Feststel-
lung des vorgelegten Jahresabschlusses 2019 durch den Rat der Stadt Geilenkirchen, wird der 
Jahresüberschuss in Höhe von 301.066,58 € der Ausgleichsrücklage zugefügt. 
 
 
  
 

(Verwaltung, Frau Zanders, 02451-629 410) 
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Verwaltung 
04.03.2021 
2180/2021 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Rechnungsprüfungsausschuss Vorberatung 21.04.2021 
Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 19.05.2021 

 
 
Beratung zum Bericht der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) über die 
 
Sachverhalt: 
 
Gemäß § 105 Abs. 3 GO NRW erstreckt sich die überörtliche Prüfung darauf, ob bei der Haus-
haltswirtschaft der Gemeinden sowie ihrer Sondervermögen die Gesetze und die zur Erfüllung 
von Aufgaben ergangenen Weisungen eingehalten wurden sowie darauf, ob die zweckgebun-
denen Staatszuweisungen bestimmungsgemäß verwendet worden sind. Im Sinne des § 105 
Abs. 6 GO NRW hat die Bürgermeisterin den Prüfungsbericht dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss vorzulegen. Die Bürgermeisterin hat zu den Feststellungen und Empfehlungen, die im 
Prüfungsbericht gegenständlich sind, Stellung zu nehmen. Der Rechnungsprüfungsausschuss 
hat dem Rat über das Ergebnis seiner Beratung zu informieren. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu den Feststellungen der überörtlichen Prüfung: 
 
Die Stadt Geilenkirchen erhält auf Antrag Zuweisungen des Landes Nordrhein-Westfalen für 
außerunterrichtliche Betreuungsmaßnahmen in den städtischen Grundschulen und der städt. 
Realschule. 
 
In dem Zeitraum 30.09.-02.10.2019 fand eine überörtliche Prüfung der bestimmungemäßen 
Verwendung von Staatszuweisungen für die Durchführung von Betreuungsmaßnahmen in den 
städt. Grundschulen durch die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) 
statt. Gegenstand der Prüfung waren Zuweisungen für außerunterrichtliche Angebote offener 
Ganztagsgrundschulen (OGGS) sowie für die Betreuungsmaßnahmen "8-13 Uhr" und "13 
Plus", wie sie an der Kath. Grundschule Immendorf angeboten werden.  
 
Der abschließende Prüfbericht wurde Ende Januar 2020 vorgelegt und ist nach § 105 VII GO 
NRW durch den Stadtrat zu beschließen. 
 
Zu dem Prüfergebnis wird von Seiten der Verwaltung wie folgt Stellung genommen: 
 
Die für die Gewährung der Landesmittel maßgeblichen Teilnehmerzahlen wurden in der Ver-
gangenheit bei dem Maßnahmenträger, der MW Malteser Werke gGmbH mit Sitz in Köln, 
angefragt und durch diesen geliefert. Unstimmigkeiten fielen hierbei und bei der regelmäßi-
gen Abfrage der Stichtagszahlen nicht auf. Auch konnten die Gesamtumstände der Falsch-
meldungen nach Anforderung von Prüfunterlagen bei den Malteser Werken aufgrund des 
Zeitablaufs nicht abschließend aufgeklärt werden. Um Doppelförderungen künftig vorzubeu-
gen, werden, den Empfehlungen der Gemeindeprüfungsanstalt folgend, Namenslisten beim 
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Maßnahmenträger angefordert. Hierauf wurde bislang aus Gründen des Datenschutzes ver-
zichtet. 
 
Soweit eine Rückforderung gewährter Landeszuwendungen erfolgen sollte, müsste die Über-
zahlung meinerseits bei den Malteser Werken geltend gemacht werden, an die die Landes-
mittel in voller Höhe weitergeleitet wurden. 
 
Die Tatsache, dass eine Teilnahme an der 8-13 Uhr/13-Plus-Betreuung in der Kath. Grund-
schule Immendorf an eine Mitgliedschaft im Förderverein gekoppelt ist, war hier genauso wie 
die Unzulässigkeit dieser Verpflichtung nicht bekannt. Von der Verwaltung wird darauf hinge-
wirkt, dass dieser Vertragsbestandteil künftig entfällt. 
 
Auf die übrigen Empfehlungen der GPA NRW, beispielsweise zur Vorbereitung der Verwen-
dungsnachweise, wird nach Möglichkeit künftig Rücksicht genommen. Der Erlass einer Bei-
tragssatzung befindet sich in Vorbereitung. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Prüfbericht wird zur Kenntnis genommen. Die hierzu ergangene Stellungnahme der Ver-
waltung wird beschlossen. 
 
 
Anlagen: 
GPA Prüfbericht Staatszuweisungen 2019  
 
  
 

(Verwaltung, Herr Jung, 02451 - 629 407) 
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